
Die geplante feierliche Unter­
zeichnung des Freihandels­
abkommens CETA der Europä­

ischen Union (EU) mit Kanada musste 
verschoben werden. Einige Regionen in 
Belgien legten sich quer, weil sie zu­
recht einen Abbau von Schutzrechten 
für Arbeitnehmer und für Verbraucher­
schutz befürchten und die geplante 
Einrichtung von Schiedsgerichten au­
ßerhalb der nationalen Gerichtsbarkeit 

ablehnen. Nun steht die EU blamiert 
da. Im Vertrag von Lissabon wurden die 
Kompetenzen zum Schließen von Han­
delsverträgen auf die EU übertragen, 
die nationalen Parlamente hatten nichts 
mehr zu melden. Davor hatte die Linke 
ausdrücklich gewarnt. Man kann eben 
nur Vertrauen in die EU-Institutionen 
schaffen, wenn sie durch die Einbezie­
hung der nationalen Parlamente legiti­
miert sind. Die CETA-Pleite verstärkt 

die mehrheitlich ablehnende Haltung zur 
europäischen Integration in den Mit­
gliedsländern.
Die Linke sollte aus mindestens vier 
Gründen für ein integriertes Europa 
sein. Es hat eine gemeinsame Zukunft, 
wenn es die jungen Generationen dafür 
begeistert und ihr Perspektiven bietet. 
Nur ein Europa, das seine Ressourcen 
bündelt, kann gegen die künftige Wirt­
schaftsmacht China und die USA be­
stehen und konkurrenzfähig bleiben. 
Europa hat nur eine Stimme von Ge­
wicht in den internationalen Beziehun­
gen, bei der Lösung und Beilegung von 
regionalen Konflikten, wenn es einheit­

lich agiert und seine Beziehungen zu 
Russland, bei allen bestehenden gegen­
wärtigen Problemen und Schwierigkei­
ten, ausbaut, denn Europa hat nur mit, 
nicht ohne und schon gar nicht gegen 
Russland eine sichere Zukunft. 
Und all diejenigen, die einem Brexit fol­
gen und mit einem Austritt aus der EU 
liebäugeln, sollten sich vergegenwär­
tigen, dass es zwischen den Mitglieds­
ländern der Europäischen Union keine 
Kriege mehr gegeben hat, die vorher 
die europäische Geschich­
te dominierten. Schon allein 
deshalb dürfen wir die EU 
nicht kaputt gehen lassen.

Gysi meint ...
CETA legt das Demokratiedefizit  
der Europäischen Union bloß

DIE LINKE und die SPD in Trep­
tow-Köpenick wollen künftig 
im Bezirk zusammenarbeiten. 

Eine entsprechende Vereinbarung über 
die politische Zusammenarbeit für die 
VIII. Wahlperiode der BVV wurde kurz 
vor der konstituierenden BVV-Sitzung 
unterzeichnet. Als Ort der Unterzeich­
nung hatten die beiden Parteien be­

wusst die Gedenkstätte Köpenicker 
Blutwoche gewählt. Es ist die erste Ver­
einbarung, die beide Parteien überhaupt 
schließen. „SPD und DIE LINKE sind 
sich ihrer historischen Wurzeln und po­
litischen Auseinandersetzungen bis zur 
und direkt nach der Friedlichen Revolu­
tion bewusst. Nach 26 Jahren Neben- 
und manchmal Gegeneinander wollen 

beide Kooperationspartner ein neues 
Kapitel für Treptow-Köpenick begin­
nen“, sagte der SPD-Kreisvorsitzende 
Oliver Igel. „Der Abschluss dieser Ver­
einbarung schließt aber niemanden 
aus, sondern ist auch eine Einladung an 
alle demokratischen Kräfte in Parteien, 
Verbänden, Vereinen und Initiativen, 
gemeinsam mit uns ein weltoffenes, 

transparentes, soziales, ökologisches 
und demokratisches Treptow-Köpenick 
zu gestalten,“ ergänzt der Bezirksvorsit­
zende von Die Linke, Carsten Schatz. 
Zu den Schwerpunkten der Koopera­
tionsvereinbarung gehört die Forderung 
nach einem Ende des Personalabbaus 
auf Bezirksebene, eine Stärkung des 
Wohnungsneubaus durch städtische 
Wohnungsgesellschaften und Wohnungs­
baugenossenschaften und insbesonde­
re die Erhöhung des Wohnungsangebo­
tes zu niedrigen Preisen, die Schaffung 
von zusätzlichen Kita- und Schulplät­
zen, die Aufwertung von Grünanlagen 
und Spielplätzen, die Verbesserung des 
öffentlichen Personennahverkehrs wie 
auch des Radverkehrs. 
Die Investitionsplanung des Bezirks soll 
den Wachstumsprozessen angepasst 
werden. Beide Partnerinnen wollen sich 
zudem rechtzeitig über die Schwerpunk­
te bei der Haushaltsplanaufstellung ver- 
ständigen. Die Wirtschaftsförderung im 
Bezirksamt soll gestärkt werden und 
mit Erstellung eines bezirklichen Kon­
zeptes eine klar formulierte Strategie 
erhalten. 
Beide Parteien haben sich darauf ver­
ständigt, dass ein neues Kulturkonzept 
erarbeitet wird. Jugendfreizeiteinrich­
tungen und Kiezklubs sollen in kommu­
naler Trägerschaft bleiben, neue Ge­
meinschaftsschulen geschaffen, die Bi­
bliothekslandschaft gesichert und das 
Zentrum für Demokratie ausgebaut 
werden. 
Auch die Informationen über bezirkliche 
Planungen und Entscheidungen sollen 
verbessert werden. Bürgerinnen und 
Bürger sollen besser in die Lage ver­
setzt werden, das bezirkliche Handeln 
nachzuvollziehen.
(Den Text der Vereinbarung lesen Sie in 
der Beilage „Aus dem Rathaus“).

Gemeinsam statt nebeneinander
Vereinbarung über politische Zusammenarbeit DIE LINKE und SPD
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Bezirksvorstandes T R E P T O W - K Ö P E N I C K

Carsten Schatz, Bezirksvorsitzender DIE LINKE Treptow-Köpenick (2.v.r.) und Oliver Igel, Kreisvorsitzender SPD Treptow-Köpenick 
(2.v.l.) unterzeichneten die gemeinsame Vereinbarung über die politische Zusammenarbeit beider Parteien in der neuen Legislatur-
periode. Anschließend wurde das Papier auch von Philipp Wohlfeil, Fraktionsvorsitzender DIE LINKE in der BVV Treptow-Köpenick (re) 
und Alexander Freier-Winterwerb, Fraktionsvorsitzender SPD in der BVV Treptow-Köpenick (li) unterzeichnet.
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Gerade aus einer Verhandlungsrunde 
an den Computer zurück, schreibe ich 
diese Zeilen kurz vor Redaktionsschluss 
des blättchens. Seit Anfang Oktober 
wird über eine neue Koalition für Berlin 
verhandelt. Eine Koalition zu dritt ist für 
alle Beteiligten aus SPD, LINKEN und 
Grünen etwas Neues. 
Die Atmosphäre in den meisten Ver­
handlungsrunden war von Ernsthaftig­
keit, Lust und Entschlossenheit, ge­
prägt. Ernsthaftigkeit angesichts der 
Herausforderungen, die vor einer neuen 

Regierung stehen werden. Diese sind 
nicht klein. Um nur eine zu nennen: Die 
Verwaltung wieder zum funktionieren 
zu bringen und den Personalabbau 
nicht nur zu beenden, sondern den 
Trend umzukehren und mehr Personal 
in die Ämter zu bringen, um Leistungen 
für Bürgerinnen und Bürger endlich wie­
der zeitnah und gut zu erbringen. Lust, 
weil alle Parteien, die sich in der geplan­
ten Koalition zusammen gefunden ha­
ben, mit Veränderungen die Hoffnung 
verbinden, dass für Berlinerinnen und 

Berliner auch ein greifbares Ergebnis 
herauskommen wird. Zum Beispiel ein 
Bibliotheksgesetz, das endlich klare 
Vorgaben für die Bezirke gibt und den 
Erhalt und Ausbau eines solchen kultu­
rellen Angebotes auch absichert.
Uns eint in den Gesprächen die Ent­
schlossenheit unsere Stadt nicht de­
nen zu überlassen, die spalten und 
Hass schüren. Angst und Hass sind kei­
ne guten Begleiter in die Zukunft. Des­
halb wollen wir Menschen Mut machen, 
sich wieder mehr einzumischen und die 
Dinge auch in die eigenen Hände zu 
nehmen. 
Noch sind die Verhandlungen nicht am 
Ende und manches umstrittene Thema 
steht noch auf der Tagesordnung. Und 

ich sehe auch, wie viele in dieser Stadt 
sich wünschen, dass eine Regierung, 
die progressive Politik machen kann, 
doch scheitern möge. Vielleicht sogar 
noch vor ihrem Start. 
Ich empfehle, mit kühlem Kopf und hei­
ßem Herzen weiter zu verhandeln und 
das Ergebnis zu bewerten. Chancen 
und Risiken gemeinsam abzuwägen 
und dann zu entscheiden. Die bisheri­
gen Ergebnisse, zu denen auch ein 
Nein  Berlins zum Freihandelsabkom­
men CETA gehört, können sich sehen 
lassen. Sie machen Mut, dass Politik 
doch etwas verändern kann und nicht 
wie ein Gewitter über uns kommt.

                                                       Carsten Schatz, MdA
Bezirksvorsitzender
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Kathrin Schülein, Palucca-Schülerin mit 14 Jahren Erfahrung als Bühnentänzerin, 
danach Tanzpädagogin und Choreographin, ist künstlerische Leiterin des „Theater 
Adlershof“.

Unter dem Titel „Auf die Spitze getrieben“ zeigen die Tänzer eine „Reise durch die 
Sprache des Tanzes“ mit sinnlichen, dramatischen, witzigen und leidenschaftlichen 
Choreographien.

Mit einem Swing-Abend unter freiem 
Himmel und vor hundert begeisterten 
Besuchern starteten die Akteure des 
Theaters Adlershof Ende des Sommers 
vor ihrer Spielstätte in die neue Saison. 
Aus dem historischen Gebäude, Moriz­
Seeler-Straße 1, das zum DDR-Fernse­
hen gehörte, wurde einst die „Aktuelle 
Kamera“ ausgestrahlt. Seit ein paar Jah­
ren gibt es dort im vorderen Teil des Ge­
bäudes Tanzkurse für Profis und Ama­
teure, von klassischem Ballett bis 
Jazzdance sowie Pilates-Kurse – beson­
ders für Tänzer unerlässliche Kräfti­
gungsübungen. Kathrin Schülein, Paluc­
ca-Schülerin mit 14 Jahren Erfahrung 
als Bühnentänzerin, danach Tanzpäda­
gogin und Choreographin, ist künstleri­
sche Leiterin des „Theaters Adlershof“, 
das es dort offiziell seit dem vergange­
nen Jahresende gibt. Nachdem sie vor 
zehn Jahren die Ballettcompagnie Art 
Changé – zu deutsch „Kunstwechsel“ – 

gegründet hatte, mietete sie 2008 die 
beiden Räume in dem historischen Ge­
bäude.
Weil die Einnahmen aus Kursen und 
Bühnenauftritten längst nicht ausreich­
ten, um Tänzer, Trainer und freie Mitar­
beiter zu entlohnen und dazu noch 
fehlendes Mobiliar für ein eigenes Thea­
ter im Süden des Bezirkes zu beschaf­
fen, startete die Compagnie im vorigen 
Jahr ein Crowdfunding, das 16.500 Euro 
einbrachte. Zu den Unterstützern, deren 
Namen auf einer Tafel im Foyer genannt 
werden, zählte auch Gregor Gysi. Von 
dem Geld konnten dann  Zuschauersitze 
und andere notwendige Ausstattungs­
dinge beschafft werden, sodass der 
Eröffnung des „Theater Adlershof“ am 
31.   Dezember 2015 mit „Im  weißen 
Rössl“ nichts mehr im Wege stand.      
  In dem historischen Gebäude, das 1952 
erbaut, einstmals als Theater konzipiert 
und dessen alter Theatersaal seit der 

Wende stillgelegt wurde, finden seit 
acht Jahren die Tanz- und Pilateskurse 
statt. Seine Geschichte verlangte gera­
dezu nach Inszenierungen aus Schau­
spiel, Tanz und Gesang, erinnert sich 
Kathrin Schülein. Zudem war im Foyer 
mit einer kleinen Bar auch Platz für eine 
kleine Bühne und 80 Zuschauer, genug 
Raum für Kabarett, Kindertheater oder 
Buchlesungen. „Ich habe diese Räume 
für unsere Compagnie bewusst gewählt, 
weil man hier den Theatergeist spürt“, 
betont die zierliche Frau. Selbst in Ad­
lershof wohnend beobachtet sie, wie 
rasant sich der Ortsteil jenseits des 
Bahnhofs als Wissenschafts- und Uni­
versitätsstandort entwickelt und zuneh­
mend Heimat für jüngere Menschen 
wird. „Adlershof braucht auch darstel­
lende Kunst“, ist sie überzeugt. Deshalb 

soll der 3. Poetry Slam Adlershof, ein 
moderner Dichterwettstreit mit selbst­
geschriebenen Texten, am 3. November 
vor allem junge Menschen in ihr Theater 
locken. Zwei Tage später steht für die 
Kleinsten „Peter und der Wolf“ auf dem 
Programm. Da das Geld für Werbung 
durch Plakate und Poster jedoch nicht 
reicht, werden Kitas und Schulen durch 
Flyer informiert. Bei allen anderen kul­
turell Interessierten gehen die Theater­
leute davon aus, dass diese sich durch 
Facebook und Internet über Programme 
und Spielpan informieren.

Kathrin Schülein trägt noch ihr eng an­
liegendes schwarzes Trikot, während sie 
nach anstrengenden Proben mit ihren 
Tänzern von ihren Plänen erzählt. Ne­
ben den Kursangeboten wird seit Wo­
chen schon für einen Kammerballett­
abend am 12. und 13. November 
geprobt. Unter dem Titel „Auf die Spitze 
getrieben“ soll dies eine „Reise durch 
die Sprache des Tanzes werden, mit 
sinnlichen, dramatischen, witzigen und 
leidenschaftlichen Choreographien vom 
sterbenden Schwan bis zum Tango auf 
Spitze“, schwärmt sie vorfreudig. Sie 
hofft jedoch, dass bis dahin die Proble­
me, die sie gegenwärtig noch mit dem 
Bauamt des Bezirkes hat, ausgeräumt 
sind. Das Amt hatte die große Bühne 
gesperrt und verlangt die Umsetzung 
eines Brandschutzkonzeptes bis zum 

Jahresende. Für die drei verbleibenden 
Monate müsste die Theatertruppe dafür 
10.000 Euro bezahlen, wozu sie nicht in 
der Lage ist. Bisher waren bei allen Auf­
führungen ein Vertreter der Feuerwehr 
und einer vom Veranstaltungsbrand­
schutz anwesend, erklärte Kathrin 
Schülein und hofft immer noch auf eine 
für alle Seiten akzeptable Lösung. Vor 
allem aber wünscht sie sich, dass ihr 
junges Theater auch von Seiten der neu­
en Landesregierung Unterstützung er­
hält.

                                                       Helga Pett

Kunstwechsel im  
„Theater Adlershof“
Tanz und Pilates in historischem Haus 

Aus dem Abgeordnetenhaus

Ein Neuanfang für Berlin



IAus 
dem

Anders als die vielen über­
raschenden Wechsel und 
Wendungen im Vorfeld der 

konstituierenden Sitzung der Bezirks­
verordnetenversammlung vermuten lie­
ßen (siehe Kommentar Wohlfeil), verlief 
die erste Sitzung der BVV ohne größere 
Spektakel.

Unangenehm war indes der Beginn der 
Sitzung, die vom ältesten Verordneten, 
Burkard Reimer (AfD), geleitet wurde. 
Dieser nutzte die Gelegenheit, um um­
fangreich und langatmig über seine 
Lebensgeschichte und ohne jeden er­
kennbaren Bezug zu Treptow-Köpenick 
über für hohe Strompreise verantwort­
liche erneuerbare Energien zu referie­

ren. Für Erheiterung im Publikum und 
bei den meisten Verordneten sorgten 
am Schluss des zwanzig scheinbar end­
lose Minuten andauernden Vortrags die 
fast schon obligatorischen Verschwö­
rungstheorien. Ein Bekenntnis zum „tra­
ditionellen Familienbild“ und eine Kritik 
an der Flüchtlingspolitik durften aber 

natürlich auch nicht fehlen. Selbst AfD-
Verordnete blickten offenbar peinlich 
berührt lieber nach unten. Die Wahl des 
Präsidiums, des Bezirksbürgermeisters 
(Oliver Igel, SPD) und des stellvertreten­
den Bezirksbürgermeisters und Stadtra­
tes (Gernot Klemm, DIE LINKE) verliefen 
ohne Zwischenfälle und wie erwartet 
mit großen Mehrheiten. 

Mit Spannung war die Wahl des AfD 
Stadtratskandidaten Bernd Geschanow­
ski erwartet worden. Nachdem er bei 
den Vorstellungen in den Fraktionen 
nach übereinstimmenden Darstellun­
gen besonders durch Unwissenheit, All­
gemeinplätze und unpolitische Stel­
lungnahmen aufgefallen war, gab es 
große fachliche Bedenken, diesen Vor­
schlag zu akzeptieren. So stimmten in 
den ersten beiden Wahlgängen 37 bzw. 
35 gegen Geschanowski. Im dritten 
Wahlgang schließlich blieben, bis auf 
sechs Ausnahmen, die angekündigt hat­
ten, mit Nein abstimmen zu wollen, die 
Verordneten von SPD und LINKEN auf 
ihren Plätzen sitzen statt an der Wahl 
teilzunehmen. Bei 29 abgegebenen 
Stimmen reichten Geschanowski so 18 
gegen 10 Stimmen, um zum Stadtrat 
gewählt zu werden. Von der eigentlich 
12 Personen starken AfD-Fraktion wa­
ren 10 anwesend. Die CDU-Fraktion 
stellt sieben Verordnete. Die FDP kann 
mit zwei Verordneten keine Fraktion bil­
den. Die Grünen waren mit vier Perso­
nen in der BVV vertreten. Daher liegt 
leider der Verdacht nahe, dass Gescha­
nowksi fast alle möglichen Stimmen von 
CDU und FDP bekommen hat, da die 
AfD kaum Stimmen von den Grünen er­
halten haben dürfte.
„Es ist unangenehm, einen solchen un­
kundigen Bewerber durch Wahlenthal­
tung hinzunehmen“, sagt Philipp Wohl­
feil, Vorsitzender der Fraktion DIE 
LINKE. „Allerdings ist es erklärter Wäh­
lerwille, dass die AfD im Bezirksamt ver­
treten sein soll. Wir werden in den 
nächsten Jahren die Partei inhaltlich 
stärken und zeigen, wie gute, verlässli­
che und bürgernahe Politik tatsächlich 
aussieht.“
Durch den Wiedereintritt des ehemali­
gen, aber nicht wieder nominierten, 
Stadtrats Michael Vogel in die CDU-
Fraktion, stand dieser der an DIE LINKE 
verloren geglaubte Stadtratsposten zu. 
Gewählt wurde im ersten Wahlgang die 
Kandidatin Cornelia Flader, die bisher 
Grundschulleiterin in Altglienicke war. 
Auf ihrem zweiten Platz nominierte die 
SPD den bisherigen Stadtrat Rainer Höl­
mer, der ebenfalls nur einen Anlauf be­
nötigte. „Das Bezirksamt ist jetzt kom­
plett, wir können zügig mit der Bildung 
der Ausschüsse beginnen und uns mit 
Sachpolitik beschäftigen, statt noch 
wochenlang darauf zu warten, dass der 
AfD vielleicht doch ein kleineres Übel 
einfällt“, stellt Wohlfeil fest. 

   Joseph Rohmann      

Kommentar:

Schaler 
Beigeschmack

In der ersten Sitzung der neu-
gewählten Bezirksverordneten-
versammlung wurde der Vor-

steher der letzten Wahlperiode, Peter 
Groos, im Amt bestätigt – wieder mit nur 
26 Stimmen. 2014 war seine Wahl um-
stritten, weil die Grünen, denen Groos 
damals angehörte, dafür inhaltliche Zu-
geständnisse machen mussten, etwa als 
sie für eine Autobrücke statt für ein 
Schulgebäude oder für ein Reifenlager 
statt Wohnungen gestimmt haben. 
Im Oktober erhielt Groos vermutlich keine 
Stimmen von den Grünen, denn diese hat-
te er kurz nach der Wahl in Richtung SPD 
verlassen und sein Mandat mitgenom-
men. In der BVV und zuvor auch in einer 
Sitzung der Fraktion DIE LINKE, erklärte 
er, dass ein Streit über den Kurs der grü-
nen Fraktion und zwischenmenschliche 
Konflikte, ein konstruktives Zusammen-
wirken überlagert hätten. Auch wenn es 
nach eigenen Angaben keinerlei Deal mit 
der SPD gegeben habe, wofür jedenfalls 
spricht, dass seine Nominierung durch 
seine neue Fraktion offensichtlich keine 
reine Formsache war, bleibt nach außen 
der schale Beigeschmack, dass der Wech-
sel leichter gefallen ist, nachdem im Er-
gebnis der Wahlen keine hervorgehobe-
nen und besserbezahlten Positionen für 
die Grünen in Aussicht waren. Der Verär-
gerung der Grünen ist nachvollziehbar.
DIE LINKE hat Groos bei einigen Enthal-
tungen dennoch gewählt. In der Koopera-
tion mit der SPD ist vereinbart, dass Per-
sonalvorschläge gegenseitig akzeptiert 
werden – wenn auch nicht bedingungs-
los. In die Abwägung, wie schwer die Be-
denken gegen eine Wiederwahl lasten, 
ist die würdige und parteiübergreifend 
anerkannte Amtsführung in den letzten 
beiden Jahren eingeflossen. Und auch 
dem durchschaubaren Versuch etwa der 
FDP, durch ein Schüren dieses Konflikts, 
die Inhalte der rot-roten Übereinkunft zu 
torpedieren, war eine klare Absage zu 
erteilen. Letztlich haben in der Vergan-
genheit auch die Grünen schon von Par-
teiwechseln finanziell und politisch profi-
tiert, etwa als ihre Gruppe zur Fraktion 
aufgewertet: Durch den Wechsel von 
Klaus Chinea-Correa von der 
SPD zu den Grünen. 

   Philipp Wohlfeil
Fraktionsvorsitzender

AfD-Alterspräsident 
blamiert seine Partei
Bezirksamt ohne Überraschungen gewählt 
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Die neue Bezirksverordnetenversammlung von Treptow-Köpenick

Das neue Bezirksamt (v.l.) Gernot Klemm, stellv. Bürgermeister (LINKE), Bernd Ge-
schanowski (AfD), Oliver Igel, Bürgermeister (SPD), Rainer Hölmer (SPD), Cornelia 
Flader (CDU).
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Für Treptow-Köpenick:
Sozial, weltoffen, solidarisch

Nach 26 Jahren Neben- und manchmal 
Gegeneinander wollen SPD und DIE 
LINKE ein neues Kapitel für Treptow-
Köpenick beginnen. Wir werden für die 
Zukunft unseres Bezirkes streiten. 
Untereinander und mit allen, die sich 
einbringen wollen. Respektvoll und lö­
sungsorientiert. Vor allem: Miteinander.

Unsere Vereinbarung für die politische 
Zusammenarbeit in den kommenden 
fünf Jahren schließt niemanden aus. Im 
Gegenteil. Wir laden alle demokrati­
schen Kräfte – Parteien, Verbände, Verei­
ne und Initiativen ein – ein weltoffenes, 
transparentes, soziales, ökologisches 
und demokratisches Treptow-Köpenick 
gemeinsam mit uns zu gestalten. 
Es ist für uns eine Selbstverständlich­
keit, jeder Form von gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit (z.B. Rassismus, 
Homophobie, Ausgrenzung von Armen) 
entschieden entgegenzutreten. Mit uns 
bleibt unser Bezirk bunt und garantiert 
die Freiheit und die Sicherheit aller, die 
hier leben. Die Erinnerung an die be­
wegte Geschichte von Treptow und Kö­
penick und der vielen Ortsteile ist uns 
wichtig. Weil sie uns erinnert, wo wir 
herkommen. 
Wir legen Wert auf die Meinung der in 
unserem Bezirk lebenden Menschen 
und rechnen mit ihrer Mitarbeit. Unser 
Ziel ist es, durch frühzeitige Informatio­
nen, Mitbestimmung und die unmittel­
bare Beteiligung an Entscheidungen die 
Identifikation der Einwohnerinnen und 
Einwohner unseres Bezirks mit der Stadt 
Berlin und unserem Bezirk zu erhöhen. 

Wir, die SPD Treptow-Köpenick und DIE 
LINKE Treptow-Köpenick, wollen unse­
ren Bezirk für das nächste Jahrzehnt fit 
machen und legen Ihnen hierzu eine 
Vereinbarung vor, die konkrete Ziele un­
serer Zusammenarbeit formuliert: 

1. �Bezirksamt  
Treptow-Köpenick stärken

Der Personalabbau im öffentlichen Dienst 
Berlins war ein Fehler und wurde vom 
Bezirk Treptow-Köpenick wiederholt kri­
tisiert. Verwaltungsprozesse haben sich 
dadurch verlängert, die Qualität des 
Verwaltungshandelns hat sich zwangs­
weise verschlechtert. Die Personalstär­
ke im Bezirksamt Treptow-Köpenick soll 
so ausgebaut werden, so dass wieder 
ein bürger- und mitarbeiterfreundliches 
Verwaltungshandeln ermöglicht wird.

Die Kooperationspartner vereinbaren, 
sich auf Landesebene dafür einzuset­
zen, dass 
	
• �der bis 2020 festgelegte Personalab­

bau im Bezirk Treptow-Köpenick be­
endet und der Personalschlüssel dem 
tatsächlichen Bedarf angepasst wird;

• �die für den Bezirk Treptow-Köpenick 
geltenden Einstellungsrestriktionen 
aufgehoben werden;

• �die Ausbildungsmöglichkeiten im Be­
zirksamt erhöht und die Einstellung 
von Probebeamten verstetigt werden.

2. Wachsendes Treptow-Köpenick
Das Bevölkerungswachstum hat sich im 
Bezirk Treptow-Köpenick allein zwi­
schen dem 30.06.2015 und 30.06.2016 
um 7000 Bewohnerinnen und Bewoh­
ner erhöht. Die wichtigste Herausforde­
rung für die neue Wahlperiode ist es, die 
Infrastruktur im Gleichklang zum 
Wachstum auszubauen. Der Neubau 
von Wohnungen im Bezirk Treptow Kö­
penick soll weiterhin gefördert werden. 
Alle Möglichkeiten, sozialverträglichen 
Wohnraum zu schaffen, sollen ausge­
schöpft werden. 

Die Kooperationspartner verständigen 
sich hierzu auf folgende Schwerpunkte: 

• �Wohnungsneubau durch städtische 
Wohnungsgesellschaften und Woh­
nungsbaugenossenschaften;

• �Konsequente Anwendung des Berli­
ner Modells der Kooperativen Bau­
landentwicklung zur Sicherung von 
mindestens 25% Wohnungen im Nied­
rigpreissegment;

• �Schaffung von zusätzlichen Kita- und 
Schulplätzen durch die Erweiterung 
bestehender Standorte bzw. die Er­
richtung von neuen Standorten - auch 
unter Anwendung des Modells zur Ko­
operativen Baulandentwicklung;

• �die Forcierung von Bebauungsplan­
verfahren und Baugenehmigungsver­
fahren ist durch personelle Kapazitä­
ten im Bezirksamt abzusichern;

• �Anwendung der dem Bezirk zur Verfü­
gung stehenden städtebaulichen Inst­
rumente, um Mieterverdrängungen 
wirksam entgegenzuwirken, insbe­
sondere durch die zügige Umsetzung 
einer sozialen Erhaltungssatzung (Mi­
lieuschutz) für Oberschöneweide so­
wie die Prüfung derartiger Instrumen­
te für weitere Gebiete;

• �bestehende Kleingartenanlagen sind 
(hierbei) zu erhalten;

• �bestehende wohnortnahe Grünanla­

gen sowie Spielplätze sind aufzuwer­
ten und bedarfsgerecht durch neue 
Anlagen zu ergänzen;

• �die Radverkehrsangebote sind durch 
entsprechende verkehrsbehördliche 
und bauliche Maßnahmen zu verbes­
sern;

• �die Wegebeziehungen für Fußgänge­
rinnen und Fußgänger sind hinsicht­
lich der Verkehrssicherheit und der 
Barrierefreiheit zu verbessern. 

• �Erarbeitung eines Forderungspapiers 
- gemeinsam mit der Fraktion der 
SPD und der Fraktion DIE LINKE im 
Abgeordnetenhaus - zum Ausbau des 

öffentlichen Personennahverkehrs im 
Bezirk und dessen Umsetzung.

Die Kooperationspartner vereinbaren 
darüber hinaus, den Aufbau einer Ar­
beitsstruktur zwischen den Fraktionen, 
um frühzeitig politische Debatten im Zu­
sammenhang mit Bebauungsplanver­
fahren zu führen und politische Lösun­
gen zu finden. 

3. �Solider Haushalt und  
Investitionen in die Zukunft

Die Kooperationspartner sind sich darü­
ber einig, dass ein solider Bezirkshaus­
halt aufgestellt werden muss, der den 
Bezirk Treptow-Köpenick nicht in die 
Falle der Schuldenbezirke führt. In den 
vergangenen Jahren konnten stets 
Überschüsse erzielt werden. 

Die Investitionsplanung des Bezirks 
muss den benannten Wachstumspro­
zessen angepasst werden. Die Koopera­

tionspartner vereinbaren ferner, bei den 
Haushaltsaufstellungen auf eine aus­
reichende finanzielle und personelle 
Ausstattung insbesondere der Geschäfts­
bereiche zu achten, die diese Wachstums­
prozesse „schultern“ müssen. Die Schul­
sanierung ist der Schwerpunkt in dieser 
Wahlperiode. Die Kooperationspartner 
setzen darauf, dass die neue Koalition 
auf Landesebene die geplanten Schulsa­
nierungsmaßnahmen mit den erforder­
lichen finanziellen Mitteln untersetzt. 

Die Kooperationspartner vereinbaren 
darüber hinaus, 

• �rechtzeitig über Schwerpunkte im Be­
zirkshaushalt miteinander Gespräche 
zu führen  und gemeinsam mit den Be­
zirksamtsmitgliedern Einzelprojekte 
und realistische Schwerpunktsetzun­
gen vor der Festlegung der Eckwerte 
des Bezirkshaushaltes zu beraten;

• �dass die Bezirksamtsmitglieder in ih­

ren Ressorts nach der Zuweisung ge­
halten sind, diese Schwerpunktset­
zungen umzusetzen und darüber den 
Fraktionen zu berichten,

• �dass vor Beschlussfassung des Ent­
wurfes des Haushaltsplanes im Be­
zirksamt eine gemeinsame Beratung 
in den Fraktionen erfolgt;

• �die Bekämpfung prekärer Arbeit in 
der Bewirtschaftung der Schulen und 
anderer öffentlicher Gebäude;

• �dass über eine neue Schwerpunktset­
zung (z. B. Vorziehen von Schulbau­
vorhaben) die Fraktionen ebenfalls 
mit den Bezirksamtsmitgliedern vor 
Beschlussfassung der Investitionspla­
nung im Bezirksamt beraten.

4. Wirtschaftsförderung 
Die Berliner Wirtschaft wächst und ist 
nach wie vor durch ein reges Grün­
dungsgeschehen gekennzeichnet. Das 
spiegelt sich auch in unserem Bezirk 
wider.

Gemeinsam für Treptow-Köpenick
Vereinbarung über die politische Zusammenarbeit zwischen der  
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands Treptow-Köpenick und  
DIE LINKE Treptow-Köpenick für die VIII. Wahlperiode

Das unterzeichnete Dokument
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Die Kooperationspartner verständigen 
sich darauf:

• �mit der Erarbeitung eines Konzepts 
zur Sicherung, Entwicklung und Profi­
lierung von Industrie- und Gewerbe­
flächen diese Entwicklung im Bezirk 
nachhaltig zu unterstützen;

• �sich für die Stärkung der bezirklichen 
Wirtschaftsförderung einzusetzen;

• �mit der Erarbeitung eines Konzepts be­
zirklicher Wirtschaftsförderung eine 
klare Strategie zu formulieren;

• �eine Nachfolgestruktur für das Regio­
nalmanagement Schöneweide zu ent­
wickeln;

• �den Tourismusverein Berlin Treptow-
Köpenick weiterhin zu unterstützen 
und zu verstetigen.

5. Jugend, Soziales, Kultur	
Treptow-Köpenick ist ein beliebter Zu­
zugsbezirk, der zugleich älter und jün­
ger wird. Die Kooperationspartner set­
zen sich auf Landesebene für eine 
bessere, auskömmliche finanzielle Aus­
stattung der Bereiche Jugend, Soziales 
und Kultur ein, um auch neue Angebote 
schaffen zu können. Das setzt eine enge 
Zusammenarbeit mit der Landesebene 
voraus. 

Strategisch ist im Bezirk zu überlegen, 
wie 

• �prekäre Beschäftigungen in diesen 
Bereichen, bei gleichzeitiger Bereit­
haltung eines vielfältigen Angebots, 
beseitigt werden kann;

• �der Verzicht auf die Anwendung von 
sachgrundloser Befristung, insbeson­
dere beim Kita-Eigenbetrieb, durchge­
setzt werden kann;

• �bezirkliche Jugend- und Seniorenan­
gebote und das Recht auf Teilhabe an 
Weiterbildung und Kultur gestärkt 

werden können;
• �das bezirkliche Demografiekonzept 

umgesetzt werden kann. 

Insbesondere ist für den Bezirk Treptow-
Köpenick ein Kulturkonzept zu erarbei­
ten, das u.a. auch die Theaterlandschaft 
im Bezirk sichert und unterstützt. 

Es ist das gemeinsame Ziel, auf der ei­
nen Seite in die Infrastruktur zu investie­
ren, aber im Gleichgewicht dazu die so­
ziale Infrastruktur zu erhalten und wach­
sen zu lassen. Dies betrifft insbesondere 

• �den Erhalt und den Ausbau der Ju­
gendfreizeiteinrichtungen in kommu­
naler Trägerschaft;

• �den Erhalt und den Ausbau der Kiez­
klubs in kommunaler Trägerschaft;

• �die Schaffung neuer Gemeinschafts­
schulen;

• �die personelle Sicherstellung der be­
stehenden Bibliothekslandschaft;

• �die Sicherung und den Ausbau des 
„Zentrums für Demokratie“.

Für die Gebäudestruktur der kommuna­
len Gebäude, die freien Trägern übertra­
gen wurden, setzen wir uns für ein In­
vestitionsprogramm ein.

6. �Ausbau der Bürgerbeteiligung und 
größtmögliche Transparenz

Die Kooperationspartner verpflichten 
sich zur Anwendung des Prinzips der 
größtmöglichen Transparenz beim be­
zirklichen Handeln. Insbesondere sind 
die Informationen für die Einwohnerin­
nen und Einwohner des Bezirks so auf­
zuarbeiten, dass sie in die Lage versetzt 
werden, das bezirkliche Handeln nach­
vollziehen zu können. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Koopera­
tion ist der Ausbau der Bürgerbeteili­

gung bei der Entwicklung von Projekten 
für den Bezirk, für den Ortsteil, für den 
Kiez und insbesondere bei den Elemen­
ten des Bürgerhaushalts. Für die Kiez­
kassen werden gemeinsam standardi­
sierende Verfahrensweisen erarbeitet. 

Verfahrensgrundsätze 
der Kooperation 
Beide Parteien wirken auf der Grundlage 
der inhaltlichen Übereinkunft auf ein 
vertrauensvolles und kooperatives Ver­
hältnis im Bezirksamt und in der Bezirks­
verordnetenversammlung hin. Das be­
deutet im Einzelnen insbesondere, dass 
Einvernehmen und ein einheitliches Ab­
stimmungsverhalten anzustreben ist über:

• �die Bildung der Ausschüsse,
• �die Investitionsplanung sowie deren 

Ergänzungen und Änderungen,
• �die Aufstellung des Haushaltsplans 

(einschließlich Eckwertebeschluss),
• �Bebauungspläne,
•� alle Initiativen, die die Grundsätze der 

inhaltlichen Übereinkunft betreffen.
Weiterhin stimmen sich die Fraktionen 
in Hinblick auf Initiativen, an denen an­
dere Parteien beteiligt sind, ab. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn nach diesen 
Verfahrensgrundsätzen Einvernehmen 
anzustreben ist und darüber hinaus, so­
weit Geschäftsbereiche, die von der je­
weils anderen Partei geführt werden, 
berührt sind. 
Die Parteien unterrichten sich frühzeitig 
über sämtliche Personalvorschläge. Die­
se sind regelmäßig zu akzeptieren. 
Schwerwiegende Bedenken sind unver­
züglich anzumelden und zwischen den 
Parteien auszuräumen.
Grundsätzlich soll die Abstimmung zwi­
schen beiden Parteien auf Fachebene 
erfolgen. Können Konflikte auch zwi­
schen den Fraktionsvorsitzenden nicht 
ausgeräumt werden, finden Treffen mit 
dem Ziel einer Lösung statt, die je Partei 
aus jeweils einer Vertreterin oder einem 
Vertreter aus Bezirksamt, Partei und 
Fraktion zusammengesetzt sind. Auch 
Änderungen dieser Verfahrensgrundsät­
ze, der inhaltlichen Übereinkunft und 
der Geschäftsverteilung im Bezirksamt 
werden in diesem Rahmen vereinbart.

Berlin, den 25. Oktober 2016

Oliver Igel
Kreisvorsitzender 
SPD Treptow-Köpenick			 

Carsten Schatz				  
Bezirksvorsitzender 			 
DIE LINKE Treptow-Köpenick 

Alexander Freier-Winterwerb 	
Fraktionsvorsitzender
SPD in der BVV Treptow-Köpenick

Philipp Wohlfeil 				  
Fraktionsvorsitzender
DIE LINKE in der BVV Treptow-Köpenick

Einen symbolträchtigen Ort hatten sich die Parteien für die Unterzeichnung der politi-
schen Vereinbarung gewählt: Die Gedenkstätte Köpenicker Blutwoche.

Umfrage zum
Millieuschutz
Die „sozialen Erhaltungsverordnungen“, 
auch Milieuschutzverordnungen genannt, 
haben zum Ziel, die Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung in einem Gebiet 
aus besonderen städtebaulichen Grün­
den zu erhalten und einer sozialen Ver­
drängung entgegenzuwirken bzw. vorzu­
beugen. 
Im Auftrag des Bezirksamtes Treptow-
Köpenick wird nun gegenwärtig geprüft, 
ob die Voraussetzungen für eine derarti­
ge „Soziale Erhaltungsverordnung“ in 
den Quartieren Oberschöneweide und 
Niederschöneweide vorliegen. Im Rah­
men der Untersuchungen werden durch 
die „Landesweite Planungsgesellschaft 
(LPG mbH)“ insgesamt 10.000 Frage­
bögen an Stichproben-Haushalte in den 
beiden Quartieren verschickt. 
Das Bezirksamt bittet die angeschriebe­
nen Haushalte um ihre freiwillige Mitar­
beit, indem die Fragebögen ausgefüllt 
und im beigelegten Rückumschlag an 
das Büro der LPG mbH zurückgesendet 
werden. Dabei entstehen den Betreffen­
den keine Kosten. 
Im Rahmen dieser Untersuchung ist es 
notwendig, umfangreiche Informatio­
nen zur Wohnsituation im jeweiligen 
Quartier zu erheben. So wird im Frage­
bogen z. B. nach der Wohndauer, der 
Miethöhe, nach durchgeführten Moder­
nisierungen an den Gebäuden und in 
den Wohnungen sowie nach der Nut­
zung der örtlichen Infrastruktur gefragt. 
Die Antworten unterliegen dem Gesetz 
zum Schutz personenbezogener Daten 
in der Berliner Verwaltung (BlnDSG) 
und werden anonym erfasst und ver­
traulich ausgewertet. Nach dem Ende 
der Studie werden alle Fragebögen ver­
nichtet. 
Die Ziele einer sozialen Erhaltungsver­
ordnung sind die behutsame Umset­
zung von Modernisierungsmaßnahmen 
zum Schutz der Wohnbevölkerung vor 
Verdrängungsprozessen z.B. durch kos­
tenaufwändige Modernisierungen, Um­
nutzung von Wohnraum für gewerbliche 
Zwecke, Abriss von Wohnungen oder 
die Umwandlung von Miet- in Eigen­
tumswohnungen. 
Auch Philipp Wohlfeil, Vorsitzender der 
Fraktion DIE LINKE, bittet dringend, sich 
an der Umfrage zu beteiligen. „Der Mili­
euschutz ist im Interesse der Mieterin­
nen und Mieter in Schöneweide“, sagt 
Wohlfeil. Mit diesem Instrument können 
Luxussanierungen und die Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen ver­
hindert werden.
Nach Alt-Treptow wäre Schöneweide 
der zweite Kiez im Bezirk, der unter Mi­
lieuschutz gestellt wird. Es ist eines der 
wenigen Instrumente, die der Bezirk 
überhaupt hat, um aktiv in den Woh­
nungsmarkt einzugreifen.
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KONTAKT
Fraktion in der BVV
Rathaus Treptow, Raum 205
Neue Krugallee 4, 12435 Berlin
Tel. / Fax	 (030) 533 76 07
Telefon	 (030) 902 97 41 61
mail@linksfraktion-treptow-koepenick.de
Sprechzeiten:
Montag 	 15.00 –18.00 Uhr
Dienstag 	 12.00 –17.00 Uhr
Donnerstag 	 15.00 –18.00 Uhr
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Nachholbedarf 
beim Erkennen
Polizei sieht keinen Anstieg bei rechten Taten

Vogel (CDU) verzögert weiter Lösung
Karin Kant (LINKE): Es ist eine Schande

Anders als viele zivilgesellschaftliche 
Organisationen sieht die Polizei für 
Treptow-Köpenick keinen Anstieg rech­
ter Straftaten. Das geht aus der Antwort 
auf eine Anfrage von Philipp Wohlfeil 
(DIE LINKE) hervor. Ganz im Gegenteil: 
So hätten sich etwa die Gewalttaten mit 
rechtem Hintergrund, laut Polizei, im 
Vergleich zum Vorjahr auf acht Vorfälle 
halbiert. Das Register Treptow-Köpenick, 
eine Sammel- und Dokumentationsstel­
le für rechte Taten, hingegen vermeldete 
bereits im März den höchsten Stand 
seit Beginn der Dokumentation und ver­
zeichnete 22 Angriffe.  „Es ist schon sehr 
verwunderlich, dass viele zivilgesell­
schaftliche Organisationen überein­
stimmend, fundiert und gut dokumen­
tiert vor dem Anstieg rechter Straftaten 
warnen, die Polizei aber mit ihren Statis­
tiken diese Vorfälle nicht bestätigen 
kann. Offensichtlich ist hier immer noch 
Nachholbedarf beim Erkennen und Do­

kumentieren nötig“, ärgert sich Philipp 
Wohlfeil. So sei etwa aus der ursprüng­
lichen Meldung über einen Angriff mit 
einer Flasche und einem Messer in der 
gelieferten Statistik der Polizei nur noch 
von einem einfachen körperlichen An­
griff die Rede. In einer weiteren Mel­
dung wurde aus einem Angriff und der 
Verletzung mit einem Messer lediglich 
eine Bedrohung.  
Die geographischen Schwerpunkte der 
rechten Straftaten und die Wohnorte 
der überwiegend männlichen Täter 
verorten derweil Polizei und Register 
übereinstimmend vor allem in Köpe­
nick, Altglienicke, Baumschulenweg und 
Schöneweide.  
Auffällig ist, dass im Polizeibericht nun 
vermehrt Beleidigungen, Bedrohungen 
und rechte Propaganda im Internet, etwa 
auf Facebook, gelistet werden. In den 
Vorjahren war das nur vereinzelt der Fall.
Die von der Polizei aufgeführten rechten 

Gewalttaten erstrecken sich von verba­
len Bedrohungen, zu Angriffen mit 
Steinen auf ein türkisches Lebensmit­
telgeschäft, Aufklebern mit scharfen 
Klingen darunter, das Bedrängen von 
Kamerateams, bis zum Anzünden von 
Autos und Angriffen mit Messern.
„Ich bin froh, dass es so engagierte Or­
ganisationen wie das Zentrum für De­

mokratie und das Register Treptow-Kö­
penick gibt. Ohne deren ausführliche 
und detaillierte Arbeit würden wir uns 
kaum einen realistischen Überblick 
über die tatsächliche Entwicklung rech­
ter Gewalt machen können. Die Statis­
tik der Polizei ist immer wieder sehr 
dürftig und nur begrenzt brauchbar“, 
resümiert Wohlfeil.�            jr

Rechte Straftaten reichen von Schmierereien, Beleidigungen, Bedrohungen, Zerstö-
rungen (wie auf unserem Foto am Büro der Jungsozialisten) bis zu tätlichen Angriffen 
und Körperverletzungen.

Bereits im April hatte die Bezirksverord­
netenversammlung (BVV) das Bezirk­
samt aufgefordert, den Spielplatz auf 
dem Schulhof der Grundschule in der 
Köllnischen Vorstadt (Glienicker Straße) 
auch für die Kinder und Jugendlichen 
der benachbarten Notunterkunft für ge­
flüchtete Menschen zu öffnen. Statt in 
der mit Doppelstockbetten vollgestell­
ten tristen Turnhalle ohne Privatsphäre 
oder Freizeitmöglichkeiten die Zeit zu 
verbringen, könnten so wenigstens die 
Kinder den nahen Spielplatz nutzen. Ein 
halbes Jahr später ist dies, zuständig 
war bisher Schulstadtrat Michael Vogel 
(CDU), immer noch nicht erfüllt. „Es ist 
nicht mehr als ein formeller Verwal­
tungsakt, den Kindern der Notunter­
kunft die Nutzung des Spielplatzes zu 
ermöglichen. Stattdessen müssen sie 
gelangweilt in der Notunterkunft sitzen 
oder weite Wege auf sich nehmen. Es ist 
eine Schande, dass wir hier noch immer 
keine offizielle Lösung haben“, beklagt 
Karin Kant (DIE LINKE), Sprecherin für 
Integration. Während seine Frau Katrin 
Vogel im Wahlkampf gegen den Neubau 
von angemessenen Flüchtlingsunter­
künften demonstriere, verschleppe Mi­
chael Vogel kleinste Verbesserungen 
selbst für die Kinder von Geflüchteten. 
„Wir haben außerdem beantragt, die 
Geflüchteten aus dieser Notunterkunft 
in dem umgebauten Gebäude des ehe­

maligen Abschiebegewahrsams in der 
Grünauer Straße unterzubringen, damit 
die vielen entstandenen lokalen sozia­
len Kontakte im Umfeld bestehen blei­
ben“, so Kant, Verfasserin des Antrags. 
Quer durch alle Fraktionen der BVV wur­
de dieses Vorhaben unterstützt. SPD, 
B90/Grüne und Piraten traten dem An­
trag bei. „Einzig die CDU hat den Antrag 

nicht unterstützt und will das Gebäude 
stattdessen wieder als Abschiebege­
wahrsam nutzbar machen“, empört sich 
Kant.
Eigentlich sollte der Umzug, der in der 
Turnhalle untergebrachten geflüchteten 
Menschen in angemessene Quartiere 
im Sommer längst abgeschlossen sein. 
Der Bau der neuen Unterkünfte ver­

schob sich aber bislang immer wieder. 
Das ehemalige Abschiebegefängnis ist 
noch immer nicht richtig umgebaut und 
die Arbeiten scheinen dort zuletzt auch 
nur sehr schleppend voran zu gehen. 
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Zebrastreifen vor Schule
Sicherer Schulweg, dafür setzten sich Schüler, Eltern und Lehrer schon lange ein. Im 
September wurde nun an der Grundschule am Berg im Ortszentrum von Altglienicke 
endlich ein neuer Zebrastreifen eingeweiht.
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KONTAKT
Geschäftsstelle Treptow-Köpenick
Allendeweg 1, 12559 Berlin
Tel. (030) 6432 9776, 
Fax (030) 6432 9792
bezirk@dielinke-treptow-koepenick.de
Öffnungszeiten:
Montag 	 nach Vereinbarung,
Dienstag 	 10.00 –18.00 Uhr
Mittwoch 	 13.00 –16.00 Uhr
Donnerstag 	 10.00 –16.00 Uhr
Freitag 	 10.00 –13.00 Uhr
Kassenzeiten:
1. Donnerstag im Monat 
(Blättchentag)13.00 –16.00 Uhr

Schließzeiten der Geschäftsstelle 
zum Jahreswechsel
Zum Jahreswechsel ist die Geschäfts­
stelle im Allendeweg von Freitag,  
den 16.12.2015 bis einschließlich 
Montag, den 9.1.2016 geschlossen.
Letzter Kassentag im Allendeweg  
und in der Brückenstraße:  
Donnerstag, 1. Dezember 2016
und der erste Kassentag nach 
Jahreswechsel:  
Donnerstag, 2. Februar 2017
In dringenden Fällen ist eine Abrech­
nung während der Öffnungszeiten  
der Geschäftsstelle möglich.

Wahlkreisbüro Carsten Schatz, MdA
Allendeweg 1, 12559 Berlin 
Tel.  (030) 65940 800, 
Fax (030) 65940 801
buergerbuero@carsten-schatz.de 
Web: www.carsten-schatz.de
Öffnungszeiten:
Dienstag:	 13.00 –17.00 Uhr
Donnerstag:      	 13.00 –18.00 Uhr
Freitag:               	 09.00 –13.00 Uhr
und nach Vereinbarung.

Wahlkreisbüro Dr. Gregor Gysi, MdB
Brückenstraße 28, 12439 Berlin
Tel. (030) 63 22 43 57
Fax (030) 63 22 43 58
gregor.gysi@wk.bundestag.de
Sprechzeiten:
Montag 	 13.00 –16.30 Uhr
Mittwoch 	 13.00 –16.30 Uhr
Kassenzeiten:
1. Donnerstag im Monat 
(Blättchentag)13.30 –16.30 Uhr
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wir gratulieren im November zum Geburtstag

                                            93.		 Albrecht Donath
	 91.	 Anna-Dorothea Klein
	 90.	� Annemarie Baßler,  

Gertraud Zimmer	
	 85.	� Joachim Borchert,  

Annemarie Howe, 
		  Barbara Kuna, 	
		  Gertrud Schikora

	 80.	� Renate Felzer,  
Ilse Gutberlet,  
Wilhelm Schönheit, 

		  Bruno Stadler,  
		  Hildegard Thur

Wieder ins Blickfeld  
gerückt: Franz Künstler
Biographie des 1942 verstorbenen Politikers erschienen

Das „blättchen“  
braucht Spenden! 
Um die Kosten decken zu können, ist 
eine Spende von 25 Cent für jede 
Ausgabe notwendig. Vielen Dank. 
Empfänger: DIE LINKE Berlin  
IBAN: DE59100708480525607803  
BIC: DEUTDEDB110 Berliner Bank AG, 
Verwendungszweck: 502-810, bitte 
Name, Vorname und Anschrift angeben

Er war von 1923 bis 1933 als Vorsitzen­
der der Berliner SPD weithin bekannt: 
Franz Künstler (1888–1942). Ein Jahr­
zehnt lang war er in der hiesigen Arbei­
terschaft als allbekannte Persönlichkeit 
präsent, die der Rolle eines Volkstribuns 
nahekam. Aus den zeitgenössischen 
Verlautbarungen kann im Vergleich mit 
seiner Popularität als Arbeiterführer nur 
Ernst Thälmann gewertet werden. Die­
ser ist  von mehreren Aspekten her bio­
grafisch erforscht und so der Öffentlich­
keit bestens bekannt. Zu Künstlers 
Leben und Wirken lag hingegen eine 
detaillierte Untersuchung bisher nicht 
vor.
Da ist nun ein Umschwung eingetreten: 
die Berliner Sozialdemokratin Ingrid Fri­
cke hat jetzt ein Buch vorgelegt, das 
diesen prominenten Linken umfassend 
biografisch erfasst. 
Im sozialdemokratischen Milieu der Kai­
serzeit aufgewachsen fand Künstler 
frühzeitig zur Arbeiterbewegung: als 
16-Jähriger wurde er bei den Lehrlingen 
aktiv und trat 18-jährig der SPD bei. 
Die  vom SPD-Parteivorstand im Ersten 
Weltkrieg praktizierte „Burgfriedenspo­
litik“ empörte ihn, und so wechselte er 
1917 zur USPD, die die revolutionäre 
Tradition der Bebel’schen SPD wieder 
aufnahm. Als Soldatenrat hatte er aktiv 
Anteil an der Novemberrevolution. Er 
erlebte die Spaltung der USPD in einen 
linken Flügel, der sich der KPD an­
schloss und einen auf die Weimarer 
Verfassung eingeschworenen Flügel, 
welch letzterer 1922 wieder zur SPD 

fand und dort als Partei-Linke auftrat. 
Da die auf Umgestaltungen in der kapi­
talistischen Gesellschaft drängende 
Strömung innerhalb der SPD gerade in 
Berlin eine starke Bastion besaß, war 
ein Linker wie Künstler an der Spitze 
der vereinigten Berliner Sozialdemokra­
ten nur folgerichtig. Und diese Wahl hat 
die Berliner SPD nicht bereut: deren 
Mitgliederstand wuchs unter Künstlers 
Vorsitz von 34.000 auf (1931) 97.000! 
Doch wurde dieser Aufstieg überschat­
tet vom Bruderkampf zwischen den bei­
den Arbeiterparteien, bei dem keine 
Seite der anderen etwas an hässlicher 
Polemik schenkte – und bei dem auch 
Künstler kräftig mitmischte. Dass an­
gesichts der heraufziehenden faschis­
tischen Gefahr ein Kampfbündnis 
zwischen KPD und SPD angesagter ge­
wesen wäre, dämmerte beiden Seiten 
erst im Februar 1933, als es zu spät 
war. In der „Schutzhaft“ eines KZ äußer­
te sich auch Künstler zu Mithäftlingen 
aus der KPD ganz in diesem Sinne. 
Nach einjähriger Demütigung im KZ in 
ein stets umlauertes bürgerliches Le­
ben entlassen, siedelte Künstler seine 
Kontakte mit einstigen Mitstreitern in 
unverfänglichem Rahmen an. Dennoch 
geriet er 1938 wieder den Kerkermeis­
tern in die Fänge, die ihn in vier Mona­
ten Haft gesundheitlich ruinierten. Ab 
Herbst 1939 zu schwerer körperlicher 
Arbeit dienstverpflichtet, erlag er am 
10. September 1942 einem Herzschlag. 
Ungeachtet der zu erwartenden Gesta­
po-Überwachung erschienen zu der 

Trauerfeier im Krematorium Baumschu­
lenweg Hunderte, die sich damit offen 
zu ihrer Vergangenheit als Sozialdemo­
kraten bekannten.
An Künstler erinnern in Berlin drei 
Gedenkorte: eine Grabplatte in der 
Gedenkstätte der Sozialisten in Fried­
richsfelde (1951; PV der SED); eine Ge­
denktafel an seinem Wohnhaus in Neu­
kölln, Elsenstraße 52 (1993; Historische 
Kommission zu Berlin); sowie eine Infor­
mationstafel neben seinem Ehrengrab 
auf dem Friedhof Baumschulenweg 
(2013; Bezirksamt Treptow-Köpenick). 
Die beiden letzteren fin­
den bei Fricke leider keine 
Erwähnung.

                                                       Dr. Kurt Wernicke

Ingrid Fricke: Franz Künstler 1888–1942. 
Eine politische Biographie. 
Verlag für Berlin-Brandenburg 2016, 
480 S., 978-3-945256-46-6 (ISBN). 
30,- Euro

Interessierte Bürgerinnen und Bürger 
können am 11. November 2016 auf Ein­
ladung von Gregor Gysi an einer Tages­
tour durch den Berliner Politikbetrieb 
teilnehmen. Unter anderem stehen der 
Besuch einer Plenarsitzung des Deut­

schen Bundestags, des Bundesministe­
riums für Verteidigung sowie eine Ge­
sprächsrunde mit Gregor Gysi auf dem 
Programm. 
Anmeldungen bitte bei André Schubert 
unter 6322 4357.

Bürgersprechstunde  
von Gregor Gysi, MdB
Die nächste Sprechstunde findet am 
6. Dezember von 13 –18 Uhr im 
Bürgerbüro Gregor Gysi, Brückenstraße 
28 in 12439 Berlin statt. 
Anmeldungen bitte bei André Schubert 
unter 6322 4357.

Mit Gysi in den Bundestag



Die traditionelle Frühjahrs-Fotoausstel­
lung, an der 20 Fotoklubs beteiligt waren, 
war mit einer Ansprache des Bezirks- 
bürgermeisters am 1. März ganz harmo­
nisch eröffnet worden. Am 22. Tag da­
nach wurden jedoch zwei Aktfotos, 
eingebettet in mehr als 300 ausgestellte 
Fotos, auf Anordnung des Kulturamts 
ohne Vorabsprache vertragswidrig ent­
fernt, weil angeblich Mitarbeiterinnen 
des Rathauses diese Bilder anstößig 
fanden. Ein Aktfoto stammte aus der 
Kollektion des Colorclubs Berlin-Trep­
tow. Postwendend hat der Colorclub aus 
Protest seine komplette Bildstrecke ab­
gehängt, weitere Klubs folgten. Die 
Foto- und Medienwelt einschließlich des 
RBB-Fernsehens attackierte nun wie be­
reits bekannt das Rathaus. 

Jetzt ist unter dem Titel „Vorzeige 2016“ 
in der Kulturbundgalerie Treptow die 
komplette Ausstellung, auch noch er­
heblich erweitert, zu sehen. Die traditio­
nelle Herbstausstellung des Colorclub 
Berlin-Treptow ist turnusgemäß the­
menfrei. Damit wird den 20 Mitgliedern 
eine repräsentative Gelegenheit gebo­
ten, ihre aktuellen und besten Fotos im 
Klub vorzulegen. Bereits im April des 
Vorjahres wird das Projekt definiert, ab 
September werden die laufend einge­
henden Arbeiten debattiert mit dem 
Ziel, ein attraktives Layout zu sichern. 
Die Bildautoren müssen darauf vorbe­
reitet sein, gegebenenfalls auf ein „Lieb­
lingsbild“ zugunsten des Gesamtwerkes 
zu verzichten, aber jedes beteiligte Mit­
glied wird in der Ausstellung berück­
sichtigt. Die Vorzeige 2016 gestattet 
den Besuchern, sich ein eigenes Urteil 
zu bilden.
Die Ausstellung ist bis 30.11.16 in der 
Kulturbundgalerie, Ernststraße 14/16, 
12437 Berlin, zu sehen.

Politik und
Engagement

Sa	 5.11. | 13 Uhr Washingtonplatz 
(Hauptbahnhof): Antifaschistische 
Kundgebung „Berlin? Besser ohne 
Nazis“. Protest gegen die Demo 
von Neonazis unter dem Motto 
„Merkel muss weg“, organisiert von 
„Wir für Berlin – Wir für Deutsch­
land“. Dieser Zusammenschluss 
von NPD, AfD, Pro Deutschland, 
Rechten Hooligans und „besorgten 
Bürgern*innen“ an diesem Tag ist 
eine gefährliche Mischung.

So	 6.11.	 | 11 Uhr	 Matinee zum Jah­
restag der NS-Pogromnacht von 
1938, es spricht Michael Brie, es 
musiziert der Chor SING!SING! Rat­
haus Treptow, Neue Krugallee 4, 
12435 Berlin

Fr	 11.11. | 10 Uhr in der Friedhofs­
kapelle Rahnsdorf, Fürstenwalder 
Allee 93: Gedenkveranstaltung zum 
100. Jahrestag des Zugunglücks in 
Rahnsdorf

Sa   	 12.11. | 10.30 Uhr Gaststätte „Zum 
Hauptmann von Coepenick“; Ober­
spreestraße 148, 12557 Berlin, 
Frühschoppen mit Carsten Schatz, 
wiedergewählter Abgeordneter des 
Abgeordnetenhauses: „Berlin hat 
gewählt – wie weiter?“

Mo	 14.11. | 14 Uhr Beratung der AG 
Seniorenpolitik beim BV, Brücken­
straße 28, 12437 Berlin, THEMA: 
Auswertung der Hauptversamm­
lung DIE LINKE vom 5. November, 
verbunden mit der Beratung von 
seniorenpolitischen Arbeitsschwer­
punkten für das Jahr 2017 sowie 

Vorbereitung der Wahl zur Senio­
renvertretung, Gäste aus Vereinen 
und Verbänden sind herzlich ein­
geladen

Sa	 3.12. | 10.30 Uhr Frühschoppen in 
der Gaststätte „Zum Hauptmann 
von Coepenick“, Oberspreestraße 
148, 12557 Berlin, Günter Herlt 
lädt ein zum „Idiotentest für alle!“ 

Rat 
und Tat

Mo 14.11. |17 Uhr Rechtsanwalt Kay 
Füßlein führt eine kostenlose Bera­
tung zu Sozial- und Mietrechtsfra­
gen durch. Diese ersetzt keine an­
waltliche Vertretung, es kann aber 
eine Einschätzung in Ihrer Ange­
legenheit gegeben werden und Sie 
erhalten Tipps, welche Schritte 
zu  unternehmen sind. Anmeldung 
per  E-Mail (gregor.gysi@wk.bun­
destag.de) oder telefonisch (030-
63 22 43 57) Bürgerbüro Gregor 
Gysi, Brückenstraße 28

Kultur und  
Unterhaltung

Di	 8.11. | 19 Uhr Film im Club: „Das 
Meer am Morgen“ F/D 2011, Regie: 
Volker Schlöndorff; Filmvortrag von 
Irina Vogt, Filmwissenschaftlerin. 
5 Euro / 4 Euro, Kulturbund Treptow, 
Ernststraße 14/16, 12437 Berlin, 
Tel. 536 96 534

So	 13.11. 67. Skatturnier der Treptow-
Köpenicker BVV-Fraktion DIE LIN­
KE in der Gaststätte Hauptmann 
von Cöpenick, Oberspreestraße 

148 (Nähe S-Bhf. Spindlersfeld). 
Startgeld: 12 Euro (inklusive Mittag­
essen). 

	 Gespielt wird in drei Serien (je 24 
Spiele) um den Pokal der BVV-Frak­
tion und Sachpreise. Verbindliche 
Anmeldung bis 11. November unter 
Telefon (030) 79 74 78 66 oder (030) 
65 59 650

Do	 17.11. | 19.30 Uhr Bürgerhaus Grü­
nau, 12527 Berlin, Regattastra­
ße141, „UNTERGETAUCHT – Marie 
Jalowicz Simon – eine junge Frau 
überlebt in Berlin 1940–1945“

So    	 20.11. | 15–17 Uhr Öffentliche 
Führung im Dokumentationszent­
rum NS-Zwangsarbeit, (Führung je­
den 1. Und 3. Sonntag im Monat), 
Geländerundgang und Daueraus­
stellung „Alltag Zwangsarbeit 
1938–1945“, Treffpunkt: Britzer 
Straße 5, 12439 Berlin, Baracke 2

Mi   	 23.11. | 18 Uhr „Die Bewegungs-
Nazis zwischen Parlament, Medien 
und Straße“. Vortrag von Robert D. 
Meyer(ND) und Diskussion, Begeg­
nungsstätte PRO Rathaus Treptow, 
Neue Krugallee 4

Sa	 3.12. | 17 Uhr Weihnachtskonzert 
des Ernst-Busch-Chors Berlin in der 
Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde, 
Am Tierpark 28, U-Bhf. Tierpark, 
Bus 194 Tram M17, Eintritt: 10 Euro 
ermäßig 8 Euro, Kartenverkauf über 
Frau Schönborn Tel.: 971 23 17 
oder Email: ebcb-karten@gmx.de 
oder mittwochs von 12.30 –13 Uhr 
Franz-Mehring-Platz 1 vor dem Mün- 
zenbergsaal

Sa	 3.12. | 16 Uhr „Geschichten, die 
das Leben schrieb – Literarisch –

Satirisches“ mit Lutz Stückrath, 
Veranstaltung der Bürgerinitiative 
FRI in der Friedhofskapelle Rahns­
dorf, Fürstenwalder Allee 93, Ein­
tritt 10 Euro (Karten werden nur im 
Vorverkauf bei der BI FRI und in der 
Apotheke „Zum Weißen Schwan“ 
verkauft, alle Einnahmen werden 
ausschließlich für die Innenrestau­
rierung der Kapelle verwendet)

Konferenzen 
und Sitzungen

Sa	 5.11. | 10 Uhr 1. Tagung der 
6.  Hauptversammlung, Rathaus 
Treptow, Neue Krugallee 4, 12435 
Berlin

Mo  	 7.11. | 17 Uhr Basistreffen, Allen­
deweg 1, 12559 Berlin

Di	 8.11. | 18.30 Uhr Bezirksvorstand, 
Allendeweg 1, 12559 Berlin

Di	 15.11. | 18 Uhr Basiskonferenz im 
ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 1, 
10243 Berlin, im Mittelpunkt steht 
die Information und Diskussion der 
Koalitionsverhandlungen, bevor die 
Urabstimmung in der Mitgliedschaft 
beginnt. 

Di    	 22.11. | 18.30  Uhr Bezirksvorstand, 
Brückenstraße 28, 12437 Berlin

Do	 24.11. | 18 Uhr Informationsveran­
staltung zu den Koalitionsverhand­
lungen, ND-Gebäude, Franz-Mehring-
Platz 1, 10243 Berlin

Vorankündigung:
Sa/So 10.+ 11.12. | ab 10 Uhr 6. Lan­

desparteitag DIE LINKE. Berlin, Ta­
gungsort ist im WISTA-Veranstal­
tungszentrum Adlershof, Rudower 
Chaussee 17 

Weitere Informationen zu Terminen & Veranstaltungen im Internet: www.dielinke-treptow-koepenick.dewww

T E R M I N E  + + +  V E R A N S T A L T U N G E N  + + +  T E R M I N E  + + +  V E R A N S T A L T U N G E N  + + + 

Vorzeige 2016: Freie Themen
Fotografien des Colorclubs Berlin-Treptow unzensiert ausgestellt

In der Kulturbundgalerie des Kulturring in Berlin e.V. ist jetzt die Herbstausstellung von 
Fotografien von zwanzig Mitgliedern zu sehen.
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